
 

 

Checkliste und Informationen für Antragsstellung 
Fortbildung bei Ausbildung im Ausland (MMHmG) 

Nachstehende Unterlagen sind in der rechtlich vorgesehenen beglaubigten Form (Apostille oder volle 
Beglaubigung – siehe unten) und – sofern diese nicht in deutscher Sprache verfasst sind – mit 
Übersetzung durch eine/n gerichtlich beeidigte/n Übersetzer/in bei der Abteilung 9 / Referat 
Gesundheitsrecht vorzulegen. Wir ersuchen Sie höflich, sämtliche benötigte Unterlagen gemeinsam mit 
dem Antrag in digitaler Form zu übermitteln. Die Originale sind bei Bedarf nach Vereinbarung bei einem 
persönlichen Termin vorzeigen. 
Über eine Änderung des Wohnsitzes oder des Zustellungsbevollmächtigten haben Sie die Behörde bitte 
umgehend zu benachrichtigen. 
 
Die Bewilligung der Fortbildung bei Ausbildung im Ausland kann für folgende Ausbildungen beantragt 
werden: 
 

 Heilmasseur – Heilmasseurin  
 
 
Benötigte Unterlagen: 

 

1.  Vollständig ausgefüllter Antrag 

 

  

2.  Nachweis der Staatsangehörigkeit (Reisepass oder Personalausweis) - 
Sonderregelung im § 89 Abs. 5 GuKG betreffend Flüchtlinge gemäß Art. 1 der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl Nr. 55/1955 

 

  

3.  Urkunde, die als Nachweis des ordnungsgemäßen 
Ausbildungsabschlusses ausgestellt wurde und die zur Berufsausübung in 
dem Staat, in dem sie erworben wurde, berechtigt 
 

  

4.  Lebenslauf  

 
  

5.  Lehrplan und Nachweis, dass die im Herkunftsstaat absolvierte 
Ausbildung in Inhalt und Umfang der österreichischen Ausbildung 
gleichwertig ist (das sind detaillierte Unterlagen, aus denen die Dauer der Ausbildung 

sowie die auf die einzelnen Unterrichtsfächer entfallenden Lehrstunden in Einzelstunden und 
Gesamtstunden, aufgeschlüsselt nach Theorie und Praxis, zu ersehen ist und eine 
Gegenüberstellung der Ausbildungen) 
 

  

6. Allfällige Nachweise von Praktika mit der Angabe der Art, Dauer und Arbeitsausmaß 

der einschlägigen beruflichen Tätigkeit 

 

  

7. Allfällige Nachweise über bisherige fachspezifische Berufstätigkeit mit 

Angabe der Art, Dauer und Arbeitsausmaß der einschlägigen beruflichen Tätigkeit (u.a. 
Arbeitsbestätigungen) 

 

  

8. 
 
      
      9.  
 
      10. 
 
 

Heiratsurkunde oder andere Urkunden, falls der derzeitige Name nicht mit 
jenem auf dem Diplom oder Zeugnis übereinstimmt 
 
Nachweis des Sprachniveaus B1 
 
Nachweis über fachliche Einrichtungen und Ausstattungen, die das 
Erreichen des Fortbildungszieles gewährleisten: 

➢ Anzahl der Abteilungen/Stationen:  
➢ Gesamtbettenanzahl:  
➢ Anzahl der durchschnittlich betreuten Patienten/innen: 
➢ Personalstand gesamt:  
➢ davon Ärzte oder Physiotherapeuten: 
➢ davon Heilmasseure:   
➢ bereits bewilligte Fortbildungen nach § 44 Abs 1 MMHmG 

  

 

 

 

 

 

 

 



 

Beglaubigung notwendig: 

- Urkunde (Diplom) 

- Nachweis Berufsberechtigung 

- Lehrplan samt Unterrichtsfächer und 

Lehrstunden 

 

Gerichtlich beeidete Übersetzung nötig: 

- Urkunde (Diplom) 

- Nachweis Berufsberechtigung 

- Lehrplan samt Unterrichtsfächer und 

Lehrstunden 

- Nachweis Praktika 

- Nachweis fachspezifische Berufstätigkeit 

- Heiratsurkunde  

 

 

Allgemeine Informationen 

 

WIE wird das Verfahren durchgeführt? 

 

Die Bewilligung hat für höchstens sechs Monate unter Bedachtnahme auf die Kenntnisse, 

Fähigkeiten und Fertigkeiten, die im Ausland vermittelt worden sind, sowie auf die 
Deutschkenntnisse zu erfolgen. Die Bewilligung kann bei rechtzeitiger Antragstellung 
einmalig um weitere sechs Monate verlängert werden. Im Verfahren wird bei Bedarf ein 

externes kostenpflichtiges Gutachten eingeholt.  
 
Fehlendes Wissen in grundlegenden berufsspezifischen Fächern oder mangelnde Kenntnisse 

der deutschen Sprache schließen eine Tätigkeit zu Fortbildungszwecken aus. 
 
Es ist klarzustellen, dass es sich bei dieser Bestimmung um eine Tätigkeit zur Fortbildung 

und nicht zur Ausbildung handelt. Dies ist nur möglich, wenn im Ausland eine entsprechende 
qualitativ hochwertige Ausbildung vermittelt und mit Erfolg abgeschlossen wurde.  
 

Die zeitliche Beschränkung dient in diesem Sinne der Vermeidung von Umgehungsversuchen 
von EWR-Anerkennungen bzw. Nostrifizierungen.  
 

Da der Zweck der Fortbildung im Vordergrund steht, trifft die beantragende Einrichtung 
eine besondere Anleitungs- bzw. Überwachungspflicht. 

 

WIE LANGE dauert das Verfahren? 
 
Bei Vorliegen der vollständigen Unterlagen können die Verfahren, sobald das externe 

Gutachten vorliegt, rasch abgewickelt werden. Hierfür ist es notwendig, dass alle 
notwendigen Unterlagen vollständig gesammelt und strukturiert vorgelegt werden. 
 

Bei der Vorbereitung der benötigten Unterlagen für die Antragsstellung stehen Ihnen die 
MitarbeiterInnen unseres Welcome Centers, welche unter workinsalzburg@salzburg.gv.at 
bzw. +43 662 8042 4090 erreichbar sind, gerne beratend zur Verfügung.  

 

WELCHE KOSTEN sind zu entrichten? 
 

Für das externe Gutachten fallen Gebühren in Höhe von € 150,- an, welche vor 
Bescheiderstellung zu begleichen sind.  
 

Es ist mit anfallenden Verwaltungsgebühren in der Höhe von ca. € 150,- bis zu € 200,- zu 
rechnen, die nach Abschluss des Verfahrens fällig werden. 

 

 

 

mailto:workinsalzburg@salzburg.gv.at


WELCHE SPRACHKENNTNISSE sind erforderlich? 

 
Der Nachweis des Sprachniveaus B 1 kann in Form eines Sprachzertifikats oder Sprachdiploms 
erfolgen (zb Österreichisches Sprachdiplom, Goethe Institut, Österreichischer 

Integrationsfonds, telc Deutsch).  
 
WO kann die Fortbildung bei Ausbildung im Ausland im Bundesland Salzburg absolviert 

werden? 
 
Die Bewilligung ist auf die Ausübung einer Tätigkeit 

1. an einer bestimmten Krankenanstalt oder Kuranstalten oder 
2. an einer bestimmten, sonstigen unter ärztlicher Leitung oder Aufsicht stehenden 

Einrichtung, die der Vorbeugung, Feststellung oder Heilung von Krankheiten oder der 

Betreuung pflegebedürftiger Menschen dient, oder 
3. bei einem bestimmten freiberuflich tätigen Arzt oder einer bestimmten 

Gruppenpraxis oder 

4. bei einem bestimmten freiberuflich tätigen diplomierten Physiotherapeuten 
zu beschränken. 
 

Träger von Krankenanstalten oder Kuranstalten und Einrichtungen sowie Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass 

1. sie über fachliche Einrichtungen und Ausstattungen, die das Erreichen des 

Fortbildungsziels gewährleisten, verfügen und 
2. eine kontinuierliche fachspezifische Anleitung und Aufsicht gewährleistet ist. 

 

Information zur Beglaubigung von ausländischen Urkunden 

 

Allgemeines 

Ausländische Urkunden benötigen im Rechtsverkehr mit Österreich oft eine Beglaubigung 
oder Legalisation, damit sie von österreichischen Behörden anerkannt werden können. Eine 
Beglaubigung ist grundsätzlich ein Formalakt, welcher die Echtheit einer Unterschrift und 

der Eigenschaft, in der der Unterzeichnende gehandelt hat, und allenfalls eines Siegels (oder 
Stempels) bestätigt. Damit wird letztlich auch der Aussteller der Urkunde bestätigt. Mit 
vielen Ländern hat Österreich Abkommen geschlossen, welche je nach Art und Umfang dieses 

Abkommens zahlreiche Erleichterungen bis hin zu einer völligen Beglaubigungsfreiheit 
bewirken.  
 

Vorgangsweise zur Einholung einer Beglaubigung für ausländische Urkunden 

Im Zuge des Nostrifikationsverfahrens sind Urkunden (Diplome, Zeugnisse, Lehrplan), sofern 

keine Beglaubigungsfreiheit vorliegt, mit der erforderlichen Apostille zu versehen bzw. 

unterliegen der vollen diplomatischen Beglaubigung. Ob Sie eine diplomatische Beglaubigung 

oder eine Apostille für eine ausländische Urkunde benötigen, oder ob Sie Ihre Urkunde ohne 

weiteres Formerfordernis in Österreich verwenden können, hängt davon ab, ob es im 

Rechtsverkehr zwischen Österreich und dem Herkunftsland der Urkunde entsprechende 

Abkommen gibt. 



a. Apostille (Befreiung von der Beglaubigung durch diplomatische oder konsularische 

Vertretungsbehörden (BGBl. 28/1968) 
 
Gemäß dem Übereinkommen zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der 

Beglaubigung durch diplomatische und konsularische Vertretungsbehörden werden 
ausländische Urkunden im Nostrifikationsverfahren anerkannt, wenn diese mit einer 
Unterzeichnungsbestätigung (Apostille) versehen sind. 

 
Daher: Sollte das Herkunftsland Ihrer Urkunde dem Haager 
Beglaubigungsübereinkommen beigetreten sein, dann muss von der zuständigen 

ausländischen Behörde lediglich eine Apostille angebracht werden. Eine Liste der Länder, 
welche dem Haager Beglaubigungsübereinkommen beigetreten sind, finden Sie unter 
folgenden Link.   

 
b. volle diplomatische Beglaubigung  

 

Sofern es keine zwischenstaatlichen Abkommen oder internationale Verträge zwischen 
Österreich und dem Land, in dem die Ausbildung absolviert wurde gibt, ist es für eine 
Anerkennung von Urkunden notwendig, dass diese 

1. nach dem jeweiligen innerstaatlichen Beglaubigungsweg 

2. durch das lokale Außenministerium im Herkunftsland der Urkunde und 

3. durch die örtlich zuständige österreichische Vertretungsbehörde (Botschaft, 

Generalkonsulat, Honorarkonsulat)  
überbeglaubigt (letztbeglaubigt) werden. Letztbeglaubigung bedeutet, dass das Amtssiegel 

und die Unterschrift im Herkunftsstaat von der für Österreich zuständigen 
Vertretungsbehörde beglaubigt werden. 

Erst nach Erfüllung dieser Formvorschriften ist eine im Ausland errichtete Urkunde für 

Österreich anerkennungsfähig. Diese Form der Beglaubigung nennt sich "diplomatische 

Beglaubigung".  

 

Folgende Länder fallen beispielsweise unter die volle diplomatische Beglaubigung: 

- Ägypten 

- Algerien 

- Ghana 

- Iran 

- Jordanien 

- Kenia 

- Kuba 

- Thailand 

- Vereinigte Arabische Emirate, usw.  

 
c. zwischenstaatliche Abkommen (Beglaubigungsfreiheit) 

 
Soweit die Republik Österreich mit anderen Staaten ein bi- oder multilaterales Abkommen 

über die gegenseitige Anerkennung von Ausbildungen abgeschlossen hat, sind keine 
behördlichen Bestätigungen erforderlich.  
 

Folgende Länder fallen beispielsweise unter die Beglaubigungsfreiheit: 
- Slowakei 
- Deutschland 

- Finnland 
- Italien 
- Frankreich 

https://www.hcch.net/de/instruments/conventions/authorities1/?cid=41


- Slowenien 

- Rumänien 


